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Seite 8 POLITIK Nr. 3 

Liberale Politik fü~ ,Berlin .. . .- . 

Programm der ·Freien Demokraten ' für 'die' WClhle~ 'alri 12. ·März 1967 . . 

I == Nadl vier Jahren V8'antwortung im. Senat stellt sidl die ' § hallen sind in dieser Legislatu..perio.·de 
Die FDP hat 1-963 mit ihrem Eintritt : ~ 'FDP den Berliner Wällem. In diesen vier Jahren hat sie ~ neli gebiiut wo.rc{en. In Berlin gibt es 

In den Senat die Po.litik hinter ver- § i Kr I 11 I - keine überfüllten Klassen, keinen - s dl nadl äften um ene libera e Po tik bemüht. In Ber in § S~I~tun.-·rri"""t und keln-n Lehrer-.dllo.ssenen Türen beendet und Be- . § • = .... UI .., .... ~ 
wegung iJi erstarrte Fronten gebradlt. § wurden neue Wege gtwagt. § mangel mehr. 

· Sie ' hat millionenfadle Begegnungen § In Berlin muß audl lünllig eine modeme und we!toffene ~ Als einziges Land der Bundesrepu-
zwisdlen den Mensdlen in belden Tel- § Politik betrieben werdm. ~ blik hat Berlin die Umstellung des 
len der Stadt mit ermöglidlt, und zwar -_= - Sdlulj~"res auf den Herbs' t so gelöst 

· gegen den Widerstand der Kleingläu- ~_ Der sdlwarz-roten roaUtion haben die Berliner sdlon ~ daß fÜr kein Kbtd eine Verkilrzung 
bigen. Der. ganzen Welt In Osl und = 1963·eine Absage erteit. Sie haben es verhindert, daß sidl .§ ··der Sdlulzelt eingetreten ist. 

· West Ist auf diese Weise der Wille . § ' in dieser Stadt eine l .rt ailtoritär-bürokratisdler Verwal- § Die Freie Universität und die Päd-
zur Wied~rvereinigung eindrucXsvoll § tungsstaat etablieren lonnte. . ~ agogisdle Hodlsdlule wer.den in naher 
bewiesen worden. § § Zukunft die Lehrer aller Sdlularten 

Die Politik der offensiven Entspan- § Berin ist nidlt Bonn! §gemeinsam ausbilden. Für unsere Ki~-
' nung ist fortzusetzen: Die Rechtsposi, ~ Jei uns.: FDPI § der sind die am besten ausgebildeten 

tion Berlins alS freies Bundesland ist § ~ Lehrer gerade gut genug. 

dabei unverzichtbar. Vereinbarungen ~IIIII11I11I11I1I1I1I1I11I11I1I1I1I1I1I1I1I1I11I11I11I1I1I11I1I1I1I1I1I1I11II1IHIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIII11I1I111I1II1I1I1I1I1I1I1II1I1I1I1I1I1I1I1I1I1II1I1I1I1I1I1I1I1I1I1I1I1I1II1ßf. Die zur Sidlerung der Zukunft unse-
mit der anderen Seite können diese res Volkes notwendigen Investitio.nen 
RedttSposition nicht berühren. filr die Wissensdiaft und Forsdlung 

Die Bemühungen um die Verb in- für die Zukunft zu sichern. -lur so IV sind in Berlin nidlt vergessen worden. 
dung der beiden Teile Deutschlands bleibt die Chancengleichheit !llwähr- Der FDP-Justlzsenator, WoHgang . Die Zuschüsse fÜT unsere wissen-
sind nationale Politik und keine leiste t, und nur so sind die Einlommen Klrsdl, hat dazu beigetragen,. die Stel- sg.aftUdlen EinrJdltungen haben sidl 
Außenpolitik. ' Die Außenpolitik hat der Bevölkerung und die ErtLge der , lung des' einzelnen Bürgers im Redlts- in dieser Legislatuiperiod~ v~rdop-
dem Ausgleich zwischen den Teilen Betriebe zu verbessern. Berln darf "staat zu stärken. Die Verwaltungsge- pelt. . 
Deutsdtlands zu dienen. . k!'!ine sterbende Stadt werden. ridlte und das Finanzgericht sind in 

Mauer und Schießbefehl lassen sim. . Der Wohnungsbau ist zu 'erstär- Berlin nicht mehr "Hausgeridlte" de~ 
nicht durch dröhnende Phrasen über- ken. D.ie Förderungsmaßnahmlll müs- vo.n Ihnen kontrollierten Verwaltun­

- winden, die nur zu leicht zu einer De- sen dem Rechnung tragen. Derprivate . gen. Damit ist im Interesse des redlt­
monstration unserer Ohnmacht wer- Wohnungsbau ist deshalb st,uerlidt sudtenden . Bürgers ' ein wldltlger 
den können. zu begünstigen. Schrill . auf dem Wege zum Rechts-

Die Kommunisten dürfen sich nicht Die wirtschaftlichen VerbiI:l.ungen pflegeministerium. getan. 
wieder hinter ihrer Mauer verkrie- zu den Staaten dst-Europas nüssen Die Tätigkeit in der Berliner Justiz 

· dten. Die FDP bleibt bemüht, eine er- verstärkt werden. Die zentral! Lage ist wieder attraktiv geworden. Im 
· neute Erstarrung unserer Deutschland- Berlins bietet hierfür die bestEl Mög- Gegensatz zu' anderen Bundesländem 
politik zu verhindern. Die FDP wird lichkeiten. Durchlaufende Va-kehrs- kennt die Berliner Justiz keine Nadl-

· sich nidtt nur für eine Fortführung, verbindungen müssen geschaffm' oder wudtssorgen. Qualifizierte Ridlter 
sondern' 'aum für eine personelle, verbessert werden. Alle Flurgesell- und Staatsanwälte garantieren dem 

· zeitlidte una ' räumlidle Ausdehnung schaften müssen die Berliner ~lughä- 'Bürger umfassenden Redlfssdlutz. 
· der Passiersmeinaktionen einsetzen. fen anfliegen können. Die Fhghäfen Die FDP fordert für den Bürger 

Betlin sind für seine natü'rliche Auf- müssen durdt Zubringerdienst, unter- ' einen schnelleren und wirksameren 
faO ' gabe als politisches und geistiges Zen- . einander verbunden werden. Rechtsschutz. Die Verfahrensordnun-
I:: trum einer geteilten Nation die dafür gen müssen vereinfacht und die Zahl 
~ _ . notwendigen I:unktionen zu übertra- 111 ' der Gerichtsinstanzen muß ' verringert 
i:: ' gen. Gemeinsame technisdte Kommis- Der FDP-Gesundheltssenator; Dr. ' werden. 
C sionen aus den Behörden beider 'feile Gerhart Habenldlt, hat der 'esund- Zum Schutze des Bürgers vor un-
~ • ' Deutschlands "fÜr Fragen d.es inner- heitspolltlk wieder Vorrang ~geben. berechtigten Eingriffen der Behörden 

p ! deutschen ,. Personenverkehrs~ des :540 Mlllio.nen DM werden jähtidl für in seine Rechte soll 'ein Parlaments-
.d ID l innerde.utschen ~ Handels, des · Kultu~- den Ausbau eines mo.demen 'esund- beauftragter (Ombudsmi'lll) mit beson­

M 0' t: 'austausdlE~s' und 'de~ Sp~rtverkehrs'~ heitswesens verwendet, das vcm sozi- :deren Vollmachten eingesetzt werden. 
~ ... J;. ' geteilten Deütschland smd . z~ bilden alen Geist des modernen Lberalis- H' d ch k " .. . . d f 
~ J;" .. ' und müssen ihren Sitz in' Berlin haben. . ler ur J onnen unnohge un 0 t 
~ 't:J _ _ . , . - · m~ getragen Ist. langwierige Geridttsverfahren ver-

CD .... 11 ' -Die beso.ndere Sorge der AP galt ·mieden werden. 
... 0 \ Der Haushalt der Sparsamkeit ist in ,den alten ' und ' kranken Mit1i1rgem. . Die FDP wird sich auch weiterhin 
t. NI -tBerlin unter, Verantwortung deli FDP- So. wurden 1100 neue Kranlcnhaus- für die ErridJ.tung eines Berliner Ver­

&;. .r:: :'fFinanzsenators 'Hans-Günter Hoppe , betten geschaffen und erstmas nadl .fassungsgeridtts einsetzen . . 
· Wtrklidlk~it. geworden. Hier wurde 50 :. J<lhren wurde mit dem liIeubau V r:.s::: .nidlt nur über Stabilität geredet - 'eines groDen städtisdlea Krmenhau­

Q ~ hier wurde gehandelt, Währung und ·ses begonnen. Für die alten illtbüi-
Kauf~taft wurden gestärkt. ger wurden bevo.rzugt neue lehand-

Mit der FDP in Senat und Abgeord­
netenhaus wurde das frelheitlldle BlI­

.dungswesen in 'Berlin weiter verbes­
sert. 

Die .Lebensfähigk.eit nnserer Stadt lungsmöglidlkeiten geschaftet. Die 
hängt von der Leistungskraft ihrer Zahl der Krankensdlwestem konnte 
Wirtsdlaft ab. Durdl die erfo.lgreldlen erheblidt erhöht, die Pfle!llbe~fe . Klassenfrequenzen konnten gesenkt 

. Verhandlungen des ' Finanzsenato.rs konnten atti'a)ttiver gemadlt verden • . werden. ZahlreldJe Schulen und Turn-

Jeder junge Mensch soll die seiner 
Begabung ehtspredtende Ausbildung 
erhalten. Hierzu ' sind moderne Unter-

. richtsverfahren. technische Hilfsmittel, 
Förderkurse und freiwillige Nadtmit­
tagsbetreuung in allen Berliner Schu­
len notwendig. Jeder Grundschl,1le soll 
ein ~chulkindergarten unter Leitung 
von Sozialpädagogen angegliedert 
werden. 

Die FDP verlangt eine en~schei­
dende Förderung der Realschule als 
Schulart" des sozialen Aufstiegs. Die 
Errichfugg 'eines 'gnuidständigen Gym­
nasiums in jedem Bezirk ist anzustre­
ben . . 

An Berufs- und Berufsfadtschulen 
sol1 die StufeilausbHdling verwirk­
lidtt werden, die den in der modernen 

.Wirtschaft sidt häufenden Berufs­
wechsel gegebenenfalls erleiCht,ern 
kann. . 

Die Möglichkeit zu einer Univ~rs~­
.. tätsausbildung . sollte. nicht von .matE!­
,riellen , V:o~arissetzungen abhängig 
sein. Die, FDP ' fordert deshalb nach 

'Maßgabe der finanziellen Möglidtkei­
-ten die Gebühreufreiheit an den Ber-
-liner ·Hochschulen. 

Die ' Bemühungen der Freien Demo. 
kraten um .Einbeziehung der ·Reli­
gionspädagogik in die Lehrerausbil­
.dung werden: auch in 'Zukunft fortge­
. setzt. 

Wissenstilaft und Kunst sind . be­
sonders zu pflegen. Der Staat hat 
ihnen den freien Raum zu, sdtaffen 
und zu erhalten, in dem sie sich frei 
entfalten können. 

·mi! dem BUJid ist die Verlängerung . Berlin wurde zum angesaensten 
der SteuervergÜDstigungen bis 1970 Zentrum der A'1lS- und Forbildung 
.erreidlt worden. Dadurdl Ist eine aDer" Heilbemfe. Die SozlalDedizÜl 
langfristige . Wirtsdlaftsplanung mög- wurde entsdleidend geförde-t, die 
.lidl, und .dle, entsdleidenden Voraus- gesundheltlidle Betreuung dei arbei­
setzungen zur Sidlerung der Arbeits- tenden. Mensdlen zum · SchWlrpunkt 
plätze blieben erhalten. gemadtt. . 

·-DieFDP hat aidl in den vergangenen vier Jahren als politisdle 
Kra.t ~n dieser Stadt bewährt Als.zuverlässiger Koalitionspartner 
hat die FDP den Mut zu einer neuen·Politik gehabt. Diese-Politik 
hat slCh als erfolgreidl erwiesen. Dieser 'Politik gehört die Zukunft. 

Die FDP erstrebt eine voraus- Die FDP fordert die Fortsetzmg der 
schauende Finanzpolitik, die sich an modernen Berliner Gesundhüspoli­
der Aufgabe Berlins zu orientieren tik. Die soziale GesundheitsVJrsorge 
'hat, nationaler Mittelpunkt zu sein. 'und die Gesundheitsfürsorge, beson­
Die öffentlichen Aufgaben sind unter 'ders für Kinder, Jugendliche, Fraue~, 
diesem Gesichtspunkt nach ihre,r Alte und die arbeitenden Mtbürger 
Dringlichkeit zu ordnen und unter sind auszubauen. Bestehend~ Kriln-
den Zwang sparsamster Ausgabenpo- kenanstalten sind zu modenisieren 
litik zu stellen. und d ie Neubauvorhaben den medi-

Die öffentliche Verwaltung darf zinisch-tedtnischen Fortsdtritl anzu­
nidtt mehr ausgeben, als sie bei zu- passen. Die ärztliche VersorgUJg kran.­
mutbarer Steuerlast ihrer Bürger ein- ker Mitbürger ist auch durdJ Unter­
·nimmt. Eine gute Verwaltung ist auch s'tützung der nidttstädtischen Kran­
eine sparsame Verwaltung. Sie hat kenanstalte.n weiter zu ver·,essern. 
dem Bürger zu dienen. 
· Eine klare Abgrenzung der Zustän- Die Berufsausübung in den Heilbe­
digkeiten innerhalb der Verwaltung rufen muß ohne jeden umötigen 
~ insbesondere zwisdten Haupt- und staatlidten Zwang gewährleiset wer-
Bezirksverwaltungen vermeidet den. ' 
Doppelarbeit, Kosten und Leerlauf. Die berufliche Förderung all!r Heil-

Die FDP will die Tätigkeit der berufe durch neuzeitliche Aus>ildung 
affentlidten Hand dort abbauen, wo und Weiterbildung, auch in Zusam­
private Einrichtungen diese Aufgal;>e menarbeit mit den Gewerkchaften 
besser erfüllen können. und Berufsverbänden, ist e iIe vor: 

Durch rechtzeitige Verhandlungen dringlidle Aufgabe. Die Verbälde der 
mit der Bundesregierung sind die Heilberufe und ihre Selbstvervaltung 
yrirtschaftsförderndenMaßnahmen auch sind zu stärken. 

Die FDP wird weiter für Bedin wirken, für ein modemes, welt­
offenes, liberales Berlin. 

. . öffentliches Forum 
(For/setzung von Seite 4) 

schließlich der Bundeskanzler. Unse­
ren Möglichkeiten waren damit Gren­
zen gesetzt, denn wir konnten . nicht 
fortwährend mit dem RÜcXtritt drohen. 

einer Verringerung der- Spannungen 
führt. 

Wir sind dafür, daß auch in der 
.Deutsq,.landp9litik nicht immer nur 
gebannt darauf gestarrt wird, was 
Ulbricht als nädtste SdJockwirkung 

Die neue Regierung scheint weiter vorhat, ob er die Härtestelle schließt 
.gesteckte Bereiche zu haben. Darüber und wann er ~ie ' schließt. Ich wi ll 
.freuen wir uns, denn es geht nicht Ihnen im Gegensatz zu Herrn Mattick 
darum, . welche Regierung in der Lage von der SPD sagen: ,Ich bedauere, daß 
ist, mehr zu erreichen. Entscheidend der Abusch-Brief nicht so beantwortet 
Ist p.agegen, daß mehr erreicht wird. wurde, wie ein Brief in Berlin beant­
Wir freuen uns über jeden Fortschritt 'Wortet wird. Daraus, wie man einen 
und haben daher gesagt: Der neue , Abusdt:..Brie{ beantwortet, eine Staats­
Auß_enminister kann unserer . Unter- • aktion ' zu madren, . beweist die ' Min­
stützung sicher sein, . wei:m er eine . derwertigkeitskomplexe, die wir jetzt 
aktivere Ostpolitik treibt, diplomati- auf einmal haben, wenn "'die andere 
sche Beziehungen aufnimmt und eine Seite pffensichtlim etwas mit uns vor~ , 
Sicherheitspolitik einleitet, ~.ie ,zu · hat. ;' .. ' ., .. ,;'. , .. 
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